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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION 

vom 15. April 2004 

über ein Begleitformular für die innergemeinschaftliche 
Verbringung von Explosivstoffen 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2004) 1332) 

(2004/388/EG) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie 1993/15/EWG des Rates vom 5. April 1993 
zur Harmonisierung der Bestimmungen über das Inverkehrbringen und 
die Kontrolle von Explosivstoffen für zivile Zwecke ( 1 ), insbesondere 
auf Artikel 13 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Das mit der Richtlinie 1993/15/EWG eingeführte Verfahren für 
die Verbringung von Explosivstoffen innerhalb des Gemein­
schaftsgebiets sieht eine Genehmigung durch die zuständigen Be­
hörden des Herkunftsorts, der Durchfuhrgebiete und des Bestim­
mungsorts vor. 

(2) Es sollte ein Musterformular für die Verbringung von Explosivs­
toffen entworfen werden, das die gemäß Artikel 9 Absätze 5 und 
6 der Richtlinie 93/15/EWG erforderlichen Angaben enthält und 
dazu dienen sollte, die Verbringung von Explosivstoffen von 
einem Mitgliedstaat in einen anderen zu erleichtern und dabei 
zugleich die ausreichende Sicherheit zu gewährleisten. 

(3) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen entspre­
chen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses, der gemäß 
Artikel 13 Absatz 1 der Richtlinie 1993/15/EG eingesetzt wurde 
— 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Für die Übermittlung der gemäß Artikel 9 Absätze 5 und 6 der 
Richtlinie 1993/15/EWG erforderlichen Angaben wird das Musterfor­
mular „Innergemeinschaftliche Verbringung von Explosivstoffen“ ver­
wendet, das im Anhang beigefügt und erläutert ist. 

(2) Das Musterformular wird von den zuständigen Behörden als gül­
tiges Transportdokument anerkannt, das in der Gemeinschaft zu ver­
bringende Explosivstoffe bis an ihren Bestimmungsort begleitet. 

(3) Diese Entscheidung gilt nicht für Munition. 

Artikel 2 

Das Formular für die innergemeinschaftliche Verbringung von Explo­
sivstoffen, nachfolgend „das Formular“ genannt, ist in drei Exemplaren 
auszufertigen. Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Maßnahmen zum 
Schutz des Formulars vor Fälschung, unter anderem durch die Einfüh­
rung von Verfahren zur eindeutigen Identifizierung. 

▼B 
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( 1 ) ABl. L 121 vom 15.5.1993, S. 20. Richtlinie geändert durch die Verordnung 
(EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 284 
vom 31.10.2003, S. 1).



 

Artikel 3 

Das Formular ist auf Papier mit einem Gewicht von mindestens 80 g/m 2 
zu drucken. Das Papier sollte so dick sein, dass es bei normalem Ge­
brauch nicht leicht reißt oder knittert. 

▼M1 

Artikel 3a 

Sollten alle an einer Verbringung von Explosivstoffen beteiligten Mit­
gliedstaaten — also der Herkunftsmitgliedstaat, der Mitgliedstaat des 
Empfängers und die Durchfuhrmitgliedstaaten — ein gemeinsames elek­
tronisches System für die Genehmigung der innergemeinschaftlichen 
Verbringung von Explosivstoffen verwenden, findet das in den Unter­
absätzen 2 bis 5 erläuterte Verfahren Anwendung. 

Der Absender legt das Begleitformular für die innergemeinschaftliche 
Verbringung von Explosivstoffen in Papierfassung oder elektronischer 
Fassung mit ausgefüllten Abschnitten 1 bis 4 nur der zuständigen Be­
hörde des Mitgliedstaat des Empfängers zur Genehmigung vor. 

Nachdem der Mitgliedstaat des Empfängers seine Genehmigung erteilt 
hat, sendet er die Genehmigung über das gemeinsame elektronische 
System an den Herkunftsmitgliedstaat. 

Nachdem die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats ihre Ge­
nehmigung erteilt hat, holt sie über das gemeinsame elektronische Sys­
tem die Genehmigung der zuständigen Behörden aller Durchfuhrmitg­
liedstaaten ein. 

Nachdem die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats alle Ge­
nehmigungen erhalten hat, stellt sie dem Absender das Begleitformular 
für die innergemeinschaftliche Verbringung von Explosivstoffen, das die 
Zustimmung aller betroffenen Mitgliedstaaten enthält, auf sicher identi­
fizierbarem Papier in der/den Sprache(n) des Herkunftsmitgliedstaats, 
des/der Durchfuhrmitgliedstaats(en) (gegebenenfalls), des Mitgliedstaats 
des Empfängers sowie in englischer Sprache aus. 

▼B 

Artikel 4 

Diese Entscheidung tritt sechs Monate nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. Nach ihrem Inkrafttreten 
bleiben bestehende befristete Genehmigungen für die mehrfache Ver­
bringung noch bis zum Ablauf der Genehmigungsdauer gültig. 

Artikel 5 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

▼B 
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ANHANG 

Begleitformular für die innergemeinschaftliche Verbringung von Explosivstoffen 

(nach Artikel 9 Absätze 5 und 6 der Richtlinie 93/15/EWG) 

▼B 
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► (1) M1 
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